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Mit dem am 7. Februar 1992 in Maastricht unterzeichneten Vertrag haben die
zwölf Mitgliedstaaten der EG als Ergebnis zweier im Dezember 1990 einberufener
Regierungskonferenzen eine "Europäische Union" gegründet. Zu den Tätigkeiten
dieser Union gehört insbesondere auch die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit
der Industrie der Gemeinschaft, die Förderung der Forschung und technologi-
schen Entwicklung sowie die Förderung des Auf- und Ausbaus transeuropäischer
Netze (Titel II, Art. 3 des Vertrages von Maastricht).

Weltweit bildet die Europäische Gemeinschaft den mit Abstand größten
Handelsblock. Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung von "forschungs- und entwick-
lungsintensiven Gütern" insgesamt — das sind solche Güter, bei denen der Anteil
der Forschungs- und Entwicklungsaufgaben am Umsatz über 3,5% liegt — ist
beachtlich: von den verarbeiteten Industriewaren im Wert von 431 Mrd. US-$, die
die EG 1989 exportierte, entfielen 43% auf forschungs- und entwicklungsintensive
Güter. Im Feld der "Spitzentechnik" (Forschungs- und Entwicklungsaufwand über
8,5% des Umsatzes) stellen die Luft- und Raumfahrt, die Elektrotechnik und die
chemische Industrie die drei wichtigsten Exportbranchen der EG dar. Im Bereich
"höherwertiger Technik" (Forschungs- und Entwicklungsaufwand zwischen 3,5 und
8,5% des Umsatzes), der einen Anteil von fast zwei Dritteln an den forschungs-
intensiven Exporten der EG hat, dominieren eindeutig der Maschinenbau, der
Automobilbau sowie die chemische Industrie. Sie allein bestreiten fast ein Drittel
der technologieintensiven Exporte der Gemeinschaft. Damit ist die EG im Welt-
handel deutlich auf die "höherwertige Technik" spezialisiert und zeichnet sich hier
durch eine Nettoexportposition aus.

Andererseits überwiegen in vielen hochtechnologischen Bereichen die Importe:
dies gilt insbesondere im Vergleich zu Japan und den asiatischen Schwellenlän-
dern. Gegenüber allen drei Regionen sind im Bereich der Spitzentechnik deutli-
che Defizite der EG festzustellen: Während sich dies gegenüber Japan und den
asiatischen Schwellenländern schwerpunktmäßig auf Produkte, in denen mikro-
elektronische Komponenten Schlüsselfunktionen erfüllen, konzentriert, liegen
gegenüber den USA im gesamten Spitzentechnologiebereich Defizite vor.

Im Handel ist Europas Defizit in der Elektronik, das 1979 erst 1,5 Mrd. $
betrug, auf 40 Mrd. $ im Jahr 1990 angestiegen und wird bis 1996 extrapoliert
- weiter auf 58 Mrd. $ wachsen. Europas Halbleiter- und Computerhersteller
befinden sich in einer kritischen Lage: Sie haben auf ihrem Heimmarkt gerade
noch einen Anteil von einem Drittel; zwei Drittel sind in der Hand amerikani-
scher und japanischer Unternehmen. Jeder der drei größeren europäischen
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Hersteller (Philips, SGS-Thompson und Siemens) machte 1990 Verluste in Höhe
von dreistelligen Millionenbeträgen. Unter dem Druck der Verluste schied bereits
Philips aus der Weiterentwicklung von Speicherchips und damit aus der Weiter-
entwicklung der Fertigungstechnologie aus. SGS-Thompson ist an der Entwicklung
der DRAM-Technologie ohnehin nicht beteiligt. Europas Hoffnung ruht auf
Siemens; das bedeutet, daß dieses Unternehmen nunmehr eine gesamtwirtschaftli-
che, ja europäische Verantwortung von zukunftsentscheidender Dimension trägt.
Im übrigen ist wie bei den Chips der größte Teil des europäischen Computer-
marktes bereits in der Hand amerikanischer und japanischer Unternehmen. Man
muß sich also zumindest zwei Fragen vorlegen: Reicht es aus, daß Europa in der
höherwertigen Technik zwar noch stark, aber in der Spitzentechnik gegenüber
USA und Japan zurückgefallen ist; d. h. können wir verantworten, daß Europa das
21. Jahrhundert ohne Halbleiterindustrie betritt, obwohl Halbleiter und Computer
die Basis für die übrigen informationstechnischen Industrien wie Unterhaltungs-
elektronik, Telekommunikation, Werkzeugmaschinen, Autoelektronik, Medizin-
elektronik, ja für die neuen Dienstleistungs-Wachstumsbereiche der "Informa-
tionsgesellschaft", sind? — Die zweite Frage lautet: Was kann auf europäischer
Ebene getan werden, damit Europa in dem zukunftsentscheidenden Bereich der
Forschung, Entwicklung und insbesondere der Informationstechnik und der
Telekommunikation nicht weiter zurückfällt?

Forschungs- und Technologiepolitik

Die europäische Zusammenarbeit im Bereich der Forschung und technologischen
Entwicklung ist eingefügt in das "Rahmenprogramm für Forschung 1990—1994"1.
Seinen Schwerpunkt bilden die Informations- und Kommunikationstechnologien
(2,2 Mrd. ECU); es folgen industrielle und Werkstofftechnologien mit 880 Mio.
ECU und Energie mit 840 Mio. ECU; 741 Mio. ECU sind der Forschung im
Bereich der Lebenswissenschaften (Bio-Technologie, Bio-Medizin, Gesundheit,
Agrarforschung) gewidmet; jeweils 518 Mio. ECU der Umweltforschung sowie
dem Aufgabenbereich "Nutzung der geistigen Ressourcen". Zu letzterem gehört
auch die Ausbildung und Weiterbildung sowie die Mobilität der Forschung und
die Vernetzung von Forschungseinrichtungen. Titel XV des Vertrages über die
Europäische Union regelt in den Art. 130f-p die Grundlagen für die zukünftige
Forschungs- und Technologiezusammenarbeit der EG. Dort wird auch das Rah-
menprogramm als Bestandteil der Aufgaben der Europäischen Union genannt.
Damit werden die Forschungs- und Technologieaktivitäten auf europäischer
Ebene in eine strategische Anstrengung im Sinne eines auch der Kontrolle durch
das EP unterliegenden transparenten Referenzrahmens eingefügt.

Neben dem Rahmenprogramm läuft die privatwirtschaftliche Initiative der
EUREKA-Zusammenarbeit. Sie geht auf eine französisch-deutsche Gemein-
schaftsinitiative aus dem Jahre 1984/1985 zurück2. Projekte zur Steigerung der
technologischen Wettbewerbsfähigkeit, vor allem auf den Gebieten Informations-
technik, Materialforschung, Kommunikationstechnik, Laser-Technik-Biotechnolo-
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gie machen den größten Teil der inzwischen fast 500 EUREKA-Projekte aus.
Ergebnisse einiger Forschungsprojekte — etwa EURO-LASER, das dazu beiträgt,
daß die europäische Industrie weltweit eine Spitzenposition als Anbieter von
Hochleistungslasern einnimmt — sind beeindruckende Beispiele europäischer
Unternehmenskooperation.

Was die eigentliche Forschungs- und Technologiezusammenarbeit auf EG-
Ebene betrifft, so reicht das Spektrum der Instrumente der europäischen For-
schungs- und Technologiepolitik von "direkten Aktionen", "indirekten Aktionen",
"konzentrierten Aktionen", bis zu "horizontalen Aktionen"3.

Die internationale Zusammenarbeit in der Gemeinschaft in Wissenschaft und
Technik hat im Jahre 1991 Fortschritte gemacht: entsprechend den Schlußfolge-
rungen des Rates vom 20. November 1990 wurde die wissenschaftlich-technische
Zusammenarbeit mit Mittel- und Osteuropa und den Staaten der ehemaligen
Sowjetunion nach und nach verwirklicht. Mit den Vereinbarungen über die wirt-
schaftliche und kommerzielle Zusammenarbeit, die mit all diesen Ländern ge-
schlossen wurden, wurde eine Rechtsgrundlage für die Zusammenarbeit in Wis-
senschaft und Technik geschaffen. Es wurden Workshops abgehalten und Pilot-
programme gestartet, die den Informationsdiensten der Biotechnologie der
Pflanzen, Krebserkrankungen, den Umweltproblemen und nicht zuletzt auch den
Wechselwirkungen zwischen Umwelt und Gesundheit sowie der Bioelektronik
gewidmet waren. Vor allem in der Tschechoslowakei und Ungarn wurden im
Rahmen des Programms PHARE wissenschaftliche und technologische Unterstüt-
zungsmaßnahmen eingeleitet. Die wissenschaftliche Zusammenarbeit mit den
Staaten der ehemaligen Sowjetunion wurde vor allem auf dem Gebiet der nuklea-
ren Sicherheit und der Fusionsenergieforschung weiterentwickelt.

Die internationale Kooperation mit den außereuropäischen Industrieländern
wurde intensiviert und ausgeweitet4. Die von der Gemeinschaft und den Ver-
einigten Staaten 1990 eingesetzte gemeinsame Beratungsgruppe hielt Sitzungen in
Washington und Brüssel ab5. In diesem Rahmen leiteten die Gemeinschaft und
die Vereinigten Staaten eine gemeinsame Studie über die volkswirtschaftlichen
Kosten des Brennstoffkreislaufs ein. Die 1990 eingesetzte "Task-Force" für bio-
technologische Forschung trat wiederholt zusammen6. Die EG-Kommission legt
bei der Zusammenarbeit in Wissenschaft und Technologie mit Drittländern den
Schwerpunkt auf drei Grundsätze: die Unterstützung weltweiter Initiativen zur
Lösung der für die ganze Welt anstehenden gemeinsamen Probleme; den Beitrag
der Gemeinschaft zur Erweiterung der internationalen Wissenschaftsgemeinschaft;
die Beteiligung an ausgewählten Arbeiten im Rahmen internationaler wissen-
schaftlich-technischer Kooperation7.

Der Bereich der Umwelttechnologie wurde mit besonderer Entschlossenheit
angegangen: am 7. Juni 1991 verabschiedete der Rat offiziell das neue Programm
für Forschung- und technologische Entwicklung im Bereich der Umwelt (1991—
1994). Dabei geht es um die Beobachtung globaler Umweltveränderungen, Tech-
nologien und technische Verfahren für die Umwelt, Forschung über wirtschaftli-
che und soziale Aspekte von Umweltfragen sowie Naturkatastrophen und techno-
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logischen Risiken. Sinnvollerweise können sich an dem Programm alle europäi-
schen Länder und zum Teil Länder aus aller Welt beteiligen8. Das Umweltinstitut
der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) hat im Rahmen seiner Untersuchungen
über die Luftverschmutzung die Entwicklung von Modellen und zukunftsweisende
experimentelle Arbeiten fortgesetzt. Bei der Untersuchung der Verunreinigung
von Böden und Gewässern durch Abfälle wurde für die Ausbreitung von Schad-
stoffen in Böden ein neues Modell angewandt. Außerdem führte das Institut eine
erste Versuchskampagne im Rahmen des europäischen Projekts zur Untersuchung
der Mikrophytotoxine im Mittelmeer durch9.

Im Bereich der Biotechnologie wurde das Programm "Bridge" — ein breit
angelegtes Programm für Forschung und technologische Entwicklung — fortgesetzt.
Am 28. November 1991 legte der Rat einen gemeinsamen Standpunkt für For-
schung und technologische Entwicklung im Bereich der Biotechnologie (1990—
1994) fest10, zu dem das Parlament am 9. Oktober11 in erster Lesung Stellung
nahm. Das Programm gliedert sich in drei Teile (Molekular-, Zellular- und
Organismenkonzepte, Ökologie und Populationsbiologie) und berücksichtigt die
ethischen und sozialen Aspekte der biotechnologischen Forschung. Das Institut
für Systemtechnik der Gemeinsamen Forschungsstelle hat eine Untersuchung über
die Abnutzung photo-voltaischer Zellen unter Lichteinwirkung bei simulierter
Sonnenstrahlung eingeleitet und die Messungen und Modelle des Sonnenspek-
trums auf die Bedingungen einer schwachen Sonnenstrahlung ausgedehnt. Ein
Zentrum für Validierung alternativer Methoden wurde eingerichtet, das vor allem
einen Ersatz für Tierversuche in der Toxikologie finden soll.

Im Mittelpunkt des Forschungs- und Ausbildungsprogramms über die kon-
trollierte Kernfusion standen auch im Jahre 1991 die Forschungsarbeiten über den
Magnetfeldeinschluß. Die drei Zusatzheizungen für JET wurden mit voller Lei-
stung eingesetzt. Im November wurden erstmals in der Welt Vorversuche mit
Tritium im JET durchgeführt, die eine Leistung von 2 Megawatt ergaben. Gleich-
zeitig wurden die Arbeiten im Rahmen des europäischen NET (Next European
Torus), an dem vier Länder mitwirken, fortgesetzt. An den Vorarbeiten für einen
internationalen Thermonuklearen Versuchsreaktor (ITER)12 zusammen mit Japan,
den Vereinigten Staaten und Rußland als Vertreterin der GUS-Republiken, hat
die Europäische Gemeinschaft sich weiter beteiligt.

Telekommunikation und Informationstechnologie

Die Kommission wird nicht müde, darauf hinzuweisen, daß die Informationstech-
nologie und insbesondere die Mikroelektronik kein wirtschaftlicher Sektor im en-
geren Sinne sei; diese Technologie habe horizontalen Charakter, sei von gesamt-
wirtschaftlicher Bedeutung, gehöre also im Grunde genommen zu den "Rahmen-
bedingungen für wirtschaftlich-technologischen Gesamterfolg". Gegen das Argu-
ment, "Chips seien Rohstoffe" und daher unbeschränkt importierbar — mit der
Folge, auf europäische Forschung und Fertigung verzichten zu können — wird ein-
gewandt, daß die Zukunft nicht mehr dem Standardchip, sondern dem anwender-
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spezifischen Halbleiter gehöre, der für die jeweilige Gerätefunktion besonders —
natürlich computergestützt — entworfen wird. In diesem Sinne verabschiedete die
Kommission am 26. März 1991 einen in die Form einer Mitteilung gekleideten
Aktionsplan mit dem Titel "die europäische Elektronik- und Informatikindustrie:
Situation, Chancen und Risiken, Aktionsvorschläge". Der Rat der Industriemini-
ster hat daraufhin am 18. November 199113 eine Entschließung zum Thema Elek-
tronik, Informations- und Kommunikationstechnologien angenommen, in der auf
die Bedeutung dieser infrastrukturspezifischen Industriezweige hingewiesen wird
und die Bereitschaft zum Ausdruck kommt, die notwendigen Voraussetzungen für
einen informationstechnologischen Wiederaufschwung in Europa zu schaffen.

Die politische Diskussion gab einen zusätzlichen Impetus für die Durchführung
des dritten Rahmenprogramms (1990—1994), dessen drei spezifische Programme
für Informations- und Kommunikationstechnologien angelaufen sind:
— Programme zur Mikroelektronik, Informationsverarbeitungssysteme und Soft-

ware, fortgeschrittene Büroautomations- und Heimelektroniksysteme, Periphe-
riegeräte, rechnergestützte Produktion und Technik, Grundlagenforschung. Zu
dem spezifischen Programm für Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien gehört ferner eine neue bereichsübergreifende Initiative für offene Mikro-
prozessorensysteme sowie fünf breit angelegte Projekte, Entwurf und Produk-
tion integrierter Schaltkreise (in Zusammenarbeit mit JESSI), Weitergabe von
Software-Entwicklungsverfahren an die Benutzer, Hochleistungsrechner, Tech-
nologie der hochauflösenden Flüssigkristallanzeigen (Etat für 1991—1994: 1,398
Mrd. ECU).

— das Programm für Kommunikationstechnologien zielt auf die Entwicklung und
den Einsatz integrierter Breitbandnetze ab und ist von 1991—1994 mit 484 Mio.
ECU ausgestattet.

— das spezifische Programm für allgemein relevante Telematiksysteme soll in
erster Linie die europaweite Vernetzung in sieben Bereichen fördern: Verbund
der von der Vollendung des Binnenmarktes am stärksten betroffenen Verwal-
tungen in den Bereichen Verkehrsdienste, Gesundheitswesen, flexible Ausbil-
dung und Fernunterricht, Bibliotheken, linguistische Forschung und Technik,
ländliche Gebiete (Etat für 1991-1994: 376 Mio. ECU).

Während der Bereich der Informationstechnologie von dem im Vertrag über die
Europäische Union (Maastricht) enthaltenen Titel XV (Forschung und technolo-
gische Entwicklung) abgedeckt wird, enthält der Vertrag über die Europäische
Union keinen eigenen Titel zur "Telekommunikation". Dabei ist unklar, weshalb
ein derartig zukunftsentscheidender Bereich wie die Telekommunikation hier
nicht den Stellenwert erlangt hat wie andere Tätigkeitsbereiche, etwa Verkehr,
Landwirtschaft und Fischerei oder Forschung und technologische Entwicklung.
Andererseits enthält der Vertrag von Maastricht einen Titel XII über "Transeuro-
päische Netze". Hierzu gehören insbesondere der Transport, die Telekommunika-
tion und die Energie. Eng verbunden sind diese Netze mit Fragen der Standardi-
sierung, der Finanzierung sowie der Zusammenarbeit mit Drittländern (Titel XII
Art. 129 b -129 d).
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1991 hat die EG im Bereich der Telekommunikation mehrere Aktionen durch-
geführt: Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie für Netze und Dienste, ins-
besondere zur Bereitstellung des offenen Netzzuganges14, Schaffung eines gemein-
samen Marktes für Telekommunikations-Endgeräte sowie die Einführung eines
Telematik-Programms15, das das Regionalprogramm Star zum Teil ablöst. Im
Bereich der flexiblen Lernsysteme und des Fernunterrichts (DELTA) wurden die
Anstrengungen fortgesetzt, um die Interoperabilität der verschiedenen Systeme
sowie die Erstellung von Normen, Architekturen und Funktionsspezifikationen zu
gewährleisten. Besondere Telematiksysteme für die benachteiligten Regionen
wurden in Angriff genommen. Weitere Kommunikationssysteme für Verwaltungen,
Verkehrswesen und Gesundheitsfürsorge befinden sich in der Pilotphase.

Ein wichtiger flankierender Schritt zu den Anstrengungen im Bereich des
hochauflösenden Fernsehens ist die in Angriff genommene Koordinierung der
Fernsehübertragung (HDTV) der Olympischen Spiele von Albertville und Barce-
lona sowie der Weltausstellung von Sevilla. Gleichzeitig wirkt die Kommission an
den Arbeiten des internationalen beratenden Ausschusses für den Funkdienst
(CCIR) zur Erstellung einer internationalen Norm für die HDTV-Produktion mit.
Genauso wichtig wie die Technologie sind die Programme, d. h. der "audiovisuelle"
Bereich16. Dieser Bereich ist auch eigens im Vertrag über die Europäische Union
genannt, nämlich in dem Titel, der Fragen der Kultur zum Gegenstand hat (Art.
128). Die Maßnahmen der Kommission zur Entwicklung eines Marktes für Infor-
mationsdienste17 zielten auch im Jahre 1991 darauf ab, die rechtlichen und wirt-
schaftlichen Unsicherheitsfaktoren des Marktes abzubauen, die Nutzung elektro-
nischer Informationsdienste zu fördern und die europaweite Zusammenarbeit der
Marktteilnehmer bei Pilot- und Demonstrationsprojekten zu unterstützen. Zu
nennen ist hier das europäische Programm IMPACT (Information Market Policy
Actions)18.

Auch die Deregulierung bzw. Re-Regulierung der Telekommunikation hat 1991
Fortschritte gemacht: In einer zukunftsweisenden Rede hat der für die Wett-
bewerbspolitik der EG zuständige Kommissar Sir Leon Brittan am 31. Januar
1992 in Madrid angekündigt, daß die EG-Kommission anläßlich der in der Dien-
ste-Richtlinie vom 28. Juni 1990 vorgesehenen Neubewertung des Telekommuni-
kationsmarktes in Europa ernsthaft prüfen werde, ob die Aufrechterhaltung des
Sprachdienstmonopols nach dem Gemeinschaftsrecht weiterhin gerechtfertigt
werden kann. Über die Deregulierung wird also Druck auf die europäischen
Telekommunikationsgesellschaften ausgeübt, mit dem Ziel, diese zu zwingen, im
weltweiten Innovationswettlauf überzeugende Leistungen zu erbringen.

Die Netzbetreiber haben sich längst auf den zunehmenden Wettbewerb vor-
bereitet und sind entschlossen, sich auch im globalen Rahmen durchzusetzen. Sie
wollen mit der EG-Kommission ein kooperatives Verhältnis herstellen. Aus
diesem Grunde wurde die "European Public Telecommunications Network Opera-
tor's Association (ETNO)" ins Leben gerufen. Der neue privatrechtliche Verband
mit Sitz in Brüssel soll die gemeinsamen Interessen der Europäischen Netzbetrei-
ber vertreten und die Harmonisierung öffentlicher Telekommunikationsnetze und
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-dienste in Europa vorantreiben. Die Deutsche Bundespost Telekom hat den
Vorsitz in der ETNO-Generalversammlung. Gleichzeitig haben die Europäischen
Netzbetreiber ein Forschungsinstitut gegründet (EURESCOM), das seinen Sitz in
Darmstadt hat. Hier koordinieren sie forschungspolitische Aktivitäten.

Eine Forschungs- und Kommunikationsstrategie für Europa

Auf strategischer Ebene muß folgendes gelten: Erstens, die Europäische Gemein-
schaft ist der geeignetste Akteur, um die europäische Antwort auf die technologi-
sche Herausforderung zu organisieren. Zweitens, es wird auf den richtigen Policy-
Mix ankommen: einer dynamischen Revitalisierung Europas durch die marktwirt-
schaftliche Vollendung des Binnenmarktes, der Schaffung von forschungs- und
industriepolitischen Rahmenbedingungen mit Konzentration auf zukunftsent-
scheidende Schlüsseltechnologien, Allianzbildungen in der Triade Europa, USA,
Japan. Drittens, auf einem Weltmarkt, der in der Hochtechnologie ("Weltproduk-
te") zum "Binnenmarkt" wird, muß Europa seine ganze Kraft mobilisieren, um im
internationalen Technologiewettlauf zu bestehen; gleichzeitig aber konstruktiv die
Rahmenbedingungen mitgestalten, damit der High-Tech-Wettlauf nicht zu einer
ruinösen Anstrengung degeneriert, sondern befriedet, d.h. zu einem "Positiv-
Summen-Spiel" wird. Viertens, die technologischen und wirtschaftlichen Fragen
dürfen nicht von der gesellschaftlich-kulturellen Herausforderung getrennt wer-
den. Gefordert ist ein integriertes Vorgehen. Die Wettbewerbsfähigkeit einer
Region ist nicht nur eine Frage von technologischen Durchbruchsstrategien,
sondern auch eine Frage des Geschichtsbewußtseins, der kulturellen Perspektive
und der sozialen Kohäsion.

Auf taktischer Ebene könnten folgende Orientierungen gelten: Erstens, die
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Elektronik- und Informatikindustrie ist
vor allem eine Frage der Verantwortung und Initiative der Unternehmen selbst.
Zweitens, die Nachfrage muß durch die Schaffung europäischer Infrastrukturen,
wie Telematikvernetzung, breitbandige Glasfasernetze und Supercomputerver-
netzung, gestärkt werden. Drittens, die Forschungs- und Technologieprogramme
— von vorwettbewerblichen bis zu marktnäheren Projekten — dürfen trotz ihrer
z.T. nicht ausreichenden Ergebnisse jetzt nicht abgebrochen, sondern müssen
entschlossen in verbesserter Form durchgeführt werden. Viertens, Aus- und
Fortbildungsmaßnahmen, einschließlich des Aufbaus von Hochleistungsnetzen, die
aus Industrie- und Hochschulteams bestehen, müssen dieses Vorgehen absichern.
Fünftens, die Gemeinschaft muß das entstehende Regelwerk für die High-Tech-
Außenwirtschaftsbeziehungen so mitgestalten, daß die Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Forschung und Technologie gestärkt wird. Dazu gehört die Erhal-
tung eines offenen multilateralen Handelssystems, die Erstellung fairer Wett-
bewerbsbedingungen einschließlich des Zugangs zu High-Tech der ersten Genera-
tion sowie die Förderung globaler Kooperation. Sechstens, im unmittelbaren
Umfeld der Unternehmen müssen die Finanzierungssysteme verbessert werden
(Risikokapital), die Normungsverfahren sind effektiver zu gestalten, strukturpoliti-
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sehe Maßnahmen sind erforderlich. Kooperation, z. B. zwischen kleineren Unter-
nehmen, Großunternehmen und Forschungszentren sind in Pilotprojekten in die
Wege zu leiten.

Hilfreich für den Ansatz einer friedlichen Globalisierung ist das "EG-Modell
1992". Hier wird ein gemeinsamer Ressourcen-Pool an Hochtechnologie geschaf-
fen: Nationale Egoismen sollen zugunsten eines gemeinsamen Größeren über-
wunden werden; dominante Positionen bzw. Wettbewerbsverfälschungen werden
durch kartellrechtliche Vorschriften unter Kontrolle gehalten. Wäre es nicht ein
Gebot der politischen Vernunft, dieses Binnenmarktmodell zu "globalisieren", d. h.
es auf die Region Europa, Japan, Nordamerika, also die "Triade" insgesamt
anzuwenden? Dies könnte ein europäischer Beitrag zur politischen Gestaltung des
neuen globalen Prozesses sein, in den die Menschheit eingetreten ist.
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